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Kommt es zur Spaltung der GWK? FREITAG 

Erhalten Eschen 
und Mauren 
auch 50 Prozent 
Subvention? 
ESCHEN/MAUREN: Die Ge
meinden Eschen u n d  Mau
ren wollen den traditions
reichen Sportpark sanieren 
und erweitern. Die Sport-
und Freizeitanlage ist 25  
Jahre  alt und  entspricht 
nicht mehr den heutigen 
Anforderungen internatio
naler Sportverbände. Offen 
bleibt die Frage nach Sub
ventionen. Seite 3 

«Sehr motiviert, 
die Landesspra
che zu lernen!» 
VADUZ: Das Projekt Mi
grantinnen, mit dem die in -
fra (Informations- u n d  Kon
taktstelle für Frauen) den 
ersten Gleichstellungspreis 
der Regierung gewann, zielt 
darauf  ab, zugezogenen 
Frauen den Weg zu mehr 
Autonomie u n d  Selbstbe
st immung zu ebnen. Seite 5 

«Wir haben immer 
sparsam gelebt» 

SERIE: In der Folge der 
Volksblatt-Serie «Alte Häu
ser  u n d  ihre Bewohner» 
stellen wir  heute das  Haus 
von Franz und  Lydia 
Schädler, Gufer 325, Trie-
senberg, vor. Bei gu t  850  
Wohnhäusern zählt das  

•Daheim von Franz u n d  
Lydia Schädler mit der 
Nummer 325 nicht zu den 
ältesten Gebäuden in Trie-
senberg. Seite 9 

UMTS - Die 
Zukunft beginnt 
heute 

Bereits über vierzig Prozent 
der  Bevölkerung nutzen die 
Mobilfunktechnik, und  es 
wird erwartet, dass dieser 
Prozentsatz innerhalb der 
nächsten achtzehn Monate 
a u f  über  sechzig Prozent 
steigen wird. Im Laufe der 
nächsten vier Jahre  werden 
nahezu alle Personen zwi
schen sieben u n d  siebzig 
Jahren ein Mobiltelefon 
besitzen. Seite 2 5  

«Komitee zur Stärkung und Demokratisierung der GWK» kündigt Beginn der Petition an 
Die Gewerbe- und Wirt
schaftskammer (GWK) 
steht vor einer unsicheren 
Zukunft. Der Grund hier
für liegt in einer Petition, 
welche das «Komitee zur 
Stärkung und Demokrati
sierung der GWK» ins Le
ben gerufen hat und die 
ab sofort zum Unter
schreiben aufliegt. Die Pe
tition beinhaltet die Auf
forderung an den Land
tag, die Zwangsmitglied
schaft bei der GWK abzu
schaffen. 

Alexander Batliner 

Die Zwangsmitgliedschaft bei 
der  Gewerbe- u n d  Wirtschafts
kammer wird im Gesetz betref
fend die Errichtung einer Ge
werbegenossenschaft vorge
schrieben u n d  fällt a u f  das Jah r  
1936 zurück. Diese,Zwangsmit
gliedschaft soll nun  abge
schafft werden. Hierzü wurde  
ein Komitee z u r  «Stärkung und 
Demokratisierung der  GWK» 
ins Leben gerufen, welches 
schon a m  29. September 
ankündigte, eine Petition zur 
Abschaffung der  Zwangsmit
gliedschaft zu lancieren. In e i 
ner  gestrigen Stellungnahme 
verkündet n u n  das Komitee, 
dass die Petition ab sofort u n 
terschrieben werden könne.  

LSVA als Auslöser 
Der Auslöser für diese Petiti

o n  ist gemäss Komitee im akti
ven Abstimmungskampf der 
GWK gegen die LSVA zu su
chen. Dies bestätigt Sigvard 
Wohlwend, einer der  Petitionä-
re, a u f  Anfrage des Volksblatts. 
Er betont: «Die LSVA w a r  nur  
der  Auslöser für  diese Petition. 
Die Mitglieder der  Komitees h a 
ben festgestellt, dass es ein 

grundsätzliches Unbehagen 
übe r  diese Zwangsmitglied
schaft gibt. Im Hinblick a u f  d a s  
Abstimmungsresultat über d ie  
LSVA kann  davon ausgegangen 
werden, dass die Mitglieder de r  
GWK ähnlich wie die Gesamt
bevölkerung abgestimmt h a 
ben.  Das heisst: Die GWK h a t  
zu r  Gänze a n  ihren Mitgliedern 
vorbeipolitisiert. Sie ha t  die 
Partikularinteressen des Trans
portgewerbes vertreten. Wenn 
sie das  als GWK Sektion Trans
por t  macht, haben wir  keine 
Einwände. Das Präsidium de r  
GWK ha t  aber selbst ca. e ine  
Woche vo r  der  Abs t immung 
ein Inserat publiziert. Dort h a 
ben der  Präsident u n d  der Ge
schäftsführer unterschrieben. 
Sie treten dort als Repräsentan
ten v o n  rund 3500 Mitgliedern 
auf. Schlussendlich sind rund  
70 Prozent dieser Mitglieder 
d e m  GWK-Präsidium in ihrer 
Meinung nicht gefolgt. Die 
GWK ha t  ihre Mitglieder niety: 
befragt. Das ist der  Punkt. Die 
LSVA Abstimmung w a r  einfach 
der  Tropfen, der  das Fass zum 
Überlaufen brachte.» Sigvard 
Wohlwend glaubt hingegen 
nicht, dass die Abschaffung der 
Zwangsmitgliedschaft zu einer 
Spaltung der  GWK führen 
könnte.  «Nein, die Petition 
fuhrt  nicht zu einer Spaltung. 
Es kann  natürlich sein, dass ei
n e  gewisse Gruppe einen eige
nen Verband gründet. So könn
t e  es  dann  beispielsweise einen 
Verband der  Maurer oder einen 
Verband der  Internetunterneh
men  geben. Mir ist aber nicht 
bekannt,  dass ein solcher Ver
b a n d  in Planung ist. Es geht  
uns  nicht darum mit  dieser 
Petition einen Gegenverband 
z u  gründen», so der  Petitionär. 

Mitglieder werden ange
schrieben 

Wie geht  es nun weiter? Sig-

In welche Richtung steuert die GWK in Zukunft? Die Petition 
könnte schlimmstenfalls zur Aufsplitterung der GWK in Verbände 
führen. (Bild: bak) 

vard Wohlwend kündigte an ,  
dass in Bälde alle Mitglieder 
der  GWK angeschrieben w ü r 
den u n d  sie gefragt werden, o b  
sie die Petition unterschreiben 
möchten. Das Komitee ha t  sich 
in Bezug a u f  die Anzahl Unter
schriften jedoch kein Ziel g e 
setzt. «Wir hoffen, dass eine 
substantielle Zahl de r  Mitglie
der de r  GWK die Petition unter 
schreibt. Damit könnte aufge
zeigt werden, dass es viele 
GWK-Mitglieder gibt, die mit  
dieser Zwangsmitgliedschaft 
nicht glücklich sind. Dann hof 
fen w i r  natürlich a u f  die Regie
rung und  den Landtag, dass sie 
etwas ausarbeiten, das zeit-
gemäss ist, d a  eine Zwangsmit

gliedschaft sicher nicht als zeit-
gemäss bezeichnet werden 
kann.» 

GWK- Geschäftsführer 
nicht glücklich 

Oliver Gerstgrasser, Ge
schäftsführer der  GWK, zeigt 
sich nicht erfreut über diese Pe
tition. Er setzt darauf, dass sich 
die Mitglieder der  GWK verge
genwärtigen, was  sie alles auf
geben würden, w e n n  die 
Zwangsmitgliedschaft abge
schafft würde. Er fuhrt aus: 
«Man kann sich die Frage stel
len, was m a n  alles aufgibt, 
wenn die Zwangsmitglied
schaft abgeschafft wird. Es 
würde die Sozialpartnerschaft 

in Frage gestellt. Wir  haben 
heute 24 Gesamtarbeitsverträ
ge, die wir  mit  dem Arbeitneh
merverband ausgehandelt h a 
ben. Auch diese würden in Fra
g e  gestellt. Zudem würde de r  
ganze Lehrlingsbereich in Fra
ge gestellt. Auch diesbezüglich 
tätigt die GWK einige Aktivitä
ten. Ebenso würde die Umset
zung v o n  Richtlinien u n d  Ge
setzen in Frage gestellt. Zudem 
würde die Kommissionsarbeit 
in verschiedenen Gremien wie 
beim Berufsbildungsgesetz, Be
rufsbildungsrat, Lenkungsgre
mium Arbeitslosigkeit, öffentli
che Vergabe u n d  Beschaffungs
wesen in Frage gestellt.» In Be
zug  a u f  den Abstimmungs
kampf  zu r  LSVA glaubt Oliver 
Gerstgrasser nicht, dass die 
GWK über  das Ziel hinausge
schossen habe. «Grundsätzlich 
muss m a n  sagen, dass die GWK 
ein demokratisches Regelwerk 
besitzt. Die Statuten sagen 
ganz genau, welche Organe es  
innerhalb der  GWK gibt. Die 
Gewerbekammer mit allen Sek-
tionspräsidenten, der  Gewerbe
kammervorstand u n d  das  Prä
sidium haben sich mit der  LS
VA auseinandergesetzt. Es gibt 
Mehrheitsbeschlüsse, die unse
re Aktivitäten stützen.» In Be
zug  a u f  eine mögliche Spaltung 
der GWK betont der  Geschäfts
führer: «Die Einzelabsplittung 
der  einzelnen Verbände wird 
nachher das Problem sein. Mit 
der  Zwangsmitgliedschaft h a 
ben wir  jeden  tätigen Unter
nehmer mit dem Gesamtar
beitsvertrag u n d  den ganzen 
Rechten u n d  Pflichten abge
deckt. Das stellt man  nachher  
sehr  stark in Frage. Für mich ist 
eine Spaltung oder Aufsplit-
t ung  der  GWK in Sektionen 
heute schwer nachvollziehbar, 
da  die GWK einige Aktivitäten 
macht, die allen zugute kom
men.» 

Massive Proteste in Belgrad 
Milosevics Gegner stürmen die Machtzentren in Belgrad 

BELGRAD: Der Machtkampf 
zwischen der jugoslawischen 
Opposition und Staatschef Slo
bodan Milosevic hat sich dra
matisch zugespitzt. Hundert
tausende Anhänger des Oppo
sitionskandidaten Vojislav 
Kostunica überschwemmten die 
Belgrader Innenstadt und for 
derten die Anerkennung seines 
Wahlsiegs und den Rücktritt 
Milosevics. Sie stürmten und 
besetzten das Parlamentsge
bäude und die Zentrale des 
Staatsfernsehens, wobei in bei
den Gebäuden Feuer ausbra
chen. Augenzeugen berichteten 
von Dutzenden Verletzten und 
möglicherweise einem Toten. 
Viele Polizisten flohen oder 
verbrüderten sich mit den 
Demonstranten. Die Situation 
drohte ausser Kontrolle z u  
geraten. Seite 2 9  

Entscheid im Januar 
Liechtenstein bleibt auf der Schwarzen Liste 
MADRID: Liechtenstein bleibt 
vorerst  a u f  d e r  Schwarzen 
Liste d e r  in ternat ionalen A r 
beitsgruppe gegen d ie  Geld
wäscherei.  
Die Industrieländer bescheini
gen dem Fürstentum aber, Fort
schritte gemacht zu haben. Ins
gesamt 7 der  15 im Jun i  von 
den Industrieländern angepran
gerten «Geldwäsche-Staaten» 
hätten spürbare Fortschritte 
bei der  Bekämpfung illegaler 
Finanztransfers gemacht.  Dies 
teilte die FATF, der  Geldwä-
scherei-Ausschuss de r  26 
reichsten Industriestaaten, ges
tern in Madrid mit. Neben 
Liechtenstein haben Israel, 
Panama, die Bahamas, die Cay
man-  und  die Cook-Insel sowie 
St. Vincent und  die Grenadinen 
konkrete Schritte z u  einer 
Änderung ihrer Gesetze unter

nommen. FATF-Präsident Rol-
dan  betonte allerdings, es wäre  
«verfrüht», bereits irgendwelche 
Staaten von  der  Liste zu strei
chen. Darüber soll im J a n u a r  i n  
Paris entschieden werden. 
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